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Vorwort

Seit der im Jahre 2007 erschienenen 1. Auflage ist inzwischen einige Zeit vergangen. Ver�
waltungen, Gerichte und Anwälte haben gelernt, mit der zum 1. Juli 2007 in Kraft getrete�
nen Reform des WEG mehr oder weniger gut umzugehen. Einige Punkte sind nach wie
vor unklar, neue Unklarheiten sind aufgrund handwerklicher Fehler des Gesetzgebers neu
entstanden. Dies macht die Neuauflage unseres Werkes notwendig.

Die vorliegende 2. Auflage hat die vorhandene Rechtsprechung und Literatur ausgewertet
und ihre Auswirkungen auf die Praxis beleuchtet. Nach wie vor haben wir großen Wert auf
die Verständlichkeit gelegt und – wie es sich für ein Praxishandbuch gehört – die Ausfüh�
rungen mit Beispielen, Tipps und Checklisten zur sofortigen Umsetzung in die Praxis verse�
hen.

Das Kapitel 1 wurde völlig neu bearbeitet. Neu hinzugekommen sind die Kapitel 5 bis 9,
deren Inhalte nur zum Teil bereits in der 1. Auflage enthalten waren. Neu sind der Schwer�
punkt Instandhaltung und Instandsetzung, die energetische Sanierung sowie die psycholo�
gischen Aspekte der Verwaltungstätigkeit.

Bewährt und daher auch in dieser Auflage enthalten ist eine CD�ROM mit Mustertexten.

Allen Leserinnen und Lesern wünschen wir viel Erfolg und Freude bei der Anwendung die�
ses Werkes. Bei Anregungen oder Kritik schreiben Sie uns bitte unter drloeffler@web.de
oder info@tcc�woldenga.de oder tank@bethgeundpartner.de.

Hannover, im Juni 2011

Die Herausgeber

Dr. Matthias Löffler Thorsten Woldenga Susanne Tank
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torin in diversen Fachbüchern, u.a. zum Gewerberaummietrecht, und veröffentlicht darü�
ber hinaus konstant Fachbeiträge, insbesondere in der Immobilien�Fachpresse. Zudem ist
sie als Referentin zum Miet� und Wohnungseigentumsrecht tätig.

Martina Vetter führt seit 1995 in Düsseldorf eine eigene Praxis für Psychotherapie HPG
und Coaching. Neben therapeutischen Einzel� und Paargesprächen begleitet sie beratend
mittelständische Unternehmen der Wohnungswirtschaft und unterschiedliche Ämter der
kommunalen Verwaltung im Rahmen von Führungskräfte�Coachings und Kleingruppense�
minaren mit folgenden inhaltlichen Schwerpunkten: Prozessbegleitung, Konfliktmanage�
ment, Kommunikation, Motivation, Moderationstechniken, Zeit� und Selbstmanagement
und Teamentwicklung. Seit 2001 veröffentlicht sie regelmäßig Artikel zu ihren Themen in
Fachzeitschriften und arbeitet außerdem als Referentin bei verschiedenen Veranstaltungen
vor allem der Wohnungswirtschaft.

Bernd Weise ist Gründer von WEISE Rechtsanwälte mit Standorten in Hannover und Mag�
deburg, Rechtsanwalt und Fachanwalt für Bau� und Architektenrecht sowie für Miet� und
Wohnungseigentumsrecht (www.weise�anwaelte.de). Er ist schwerpunktmäßig tätig im
Bau� und Architektenrecht sowie im Wohnungseigentumsrecht. Er berät Städte und Ge�
meinden, am Bau Beteiligte und Verwaltungen in den Bereichen des Bau� und Architekten�
rechts, des Vergaberechts sowie des Wohnungseigentumsrechts. Herr Weise ist Lehrbeauf�
tragter der Fachhochschule Hildesheim/Göttingen/Holzminden im Bereich Immobilienrecht
und Mitautor eines Kommentars zum Wohnungseigentumsrecht.

XLII



Bearbeiterverzeichnis

05_bearb.xml (110066.fmt), Seite 3 von 4, 04-07-11 12:19:17

Thorsten Woldenga ist als zertifizierter Business�Coach (dvct) und NLP�Practitioner
(DVNLP) begehrter Trainer und Referent (siehe www.tcc�woldenga.de) bei zahlreichen Ver�
anstaltungen. Als Dozent für Wohnungseigentumsrecht und �praxis bildet er bei einem re�
nommierten Bildungsträger regelmäßig angehende IHK�Immobilienfachwirte und �makler
aus. Seine rund 20jährige Berufserfahrung als Immobilienverwalter zeigt sich bei der Engel�
hardt & Woldenga Immobilien GmbH, Hannover, wo er geschäftsführender Gesellschafter
ist. Auch seine Vorstandstätigkeit im Bundesfachverband der Immobilienverwalter e.V.
(BVI) macht ihn zu einem besonderen Profi bei immobilienwirtschaftlichen Themen.
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Kapitel 1
Von der Wiege bis zur Bahre

A. Entstehung und Entwicklung des WEG

Vor dem Inkrafttreten des BGB am 1.1.1900 existierte in den Gebieten Deutschlands, die
durch französisches Recht beeinflusst waren, also überwiegend im Süden1 und Westen,
sog. Stockwerkseigentum, das als Vorläufer des heutigen Wohnungseigentums gelten
kann. Mit Stockwerkseigentum war Eigentum an den Räumen eines Stockwerkes inner�
halb eines Gebäudes und Miteigentum an dem Grundstück möglich, auf dem das Ge�
bäude stand. Häuser, an denen Stockwerkseigentum gebildet wurden, wurden spöttisch
als „Händelhaus“, also Streithaus, bezeichnet, weil Streit unter den Eigentümern häufig
vorgekommen sein soll.

So heißt es in den Motiven zum Bürgerlichen Gesetzbuch:

„Die Unzuträglichkeiten, welche mit dem Vorhandensein mehrerer Haushaltungen un�
ter demselben Dache verbunden sind, finden in dem Falle der Miete ihr Korrektiv durch
das Recht der Beteiligten, nach einer gewissen Zeit das Verhältnis zu lösen. Sie treten
dagegen in ihrer ganzen Schärfe hervor, wenn die Inhaber der verschiedenen Stock�
werke beziehungsweise Wohnungen durch ein dauerndes Recht an das Haus gefesselt
sind. Kommt nun zu dem Sondereigentume an diesen Lokalitäten noch Miteigentum
an dem Grund und Boden und an den der gemeinschaftlichen Nutzung gewidmeten
Hausteilen hinzu, so hat man eine Gemeinschaft, die durch ihre eigene indivision forcée
eine Quelle fortwährender Streitigkeiten eröffnet.“2

Dass man also mit dem Stockwerkseigentum keine guten Erfahrungen gemacht hat, mag
ein Motiv gewesen sein, dass mit dem BGB die Einheit von Grundstück und Gebäude
eingeführt wurde, §§ 93 f. BGB. Dieses sog. Akzessionsprinzip wurde – wie viele andere
Rechtsprinzipien auch – im klassischen römischen Recht entwickelt und in das BGB über�
nommen. Damit war es nun nicht länger möglich, dass Wohnungen in Mehrfamilienhäu�
sern unterschiedlichen Eigentümern gehörten.

Nachdem im 2. Weltkrieg viele Städte durch großflächige Bombardierungen zum Teil er�
heblich zerstört wurden, Wohnraum darum knapp war und schnell wieder hergestellt wer�
den musste, suchte man nach Wegen, auch die einkommensschwächeren Bevölkerungs�
teile an der Beseitigung der Wohnungsnot zu beteiligen.

Am 20.3.1951 trat das Gesetz über das Wohnungseigentum und das Dauerwohn�
recht (WEG) in Kraft. Es ermöglicht seitdem die Bildung von Wohnungseigentum.

Ob und wie viele Eigentumswohnungen nach Inkrafttreten des WEG in den 50er Jahren
des letzten Jahrhunderts erstellt wurden, ist nicht ermittelt. Ende der 60er bis in die 70er
und 80er Jahre galt der Erwerb einer Eigentumswohnung als schick. Die Erstellung und der
Verkauf häufig architektonisch einfallsloser Betonburgen boomte. In den 80er und 90er
Jahren wurden dann zunehmend auch Altbauten aus der Zeit vor dem 1. Weltkrieg aufge�
teilt und in Wohnungseigentum umgewandelt.

1 Z.B. im badischen Landesrecht.
2 Motive III, S. 45 f.
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In letzter Zeit trennen sich die öffentliche Hand und private Unternehmen, wie z.B. Versi�
cherungen, von ihren großen Mietwohnbeständen. Diese Bestände werden häufig von In�
vestoren aufgekauft, die im Gegensatz zu den bisherigen Eigentümern nicht nur auf die
Erzielung von Mieterlösen setzen. Häufig wird weiterveräußert, um dadurch wiederum Er�
löse zu erzielen. Dabei werden nicht immer ganze Bestände auf einmal weiterveräußert.
Denn dies setzt eine erhebliche Finanzkraft voraus, so dass der Kreis der Erwerber eher be�
schränkt ist. Vielfach werden daher die Mietshäuser in Wohnungseigentum umgewandelt,
so dass die Wohnungen einzelnen abverkauft werden können und der Kreis der Erwerber
deutlich steigt.

Das WEG wurde seit 1951 nur wenig modifiziert. Bis zur sog. Jahrhundertentscheidung
des BGH3 zu den sog. Zitterbeschlüssen hatte sich das Gesetz als durchaus praktikabel
erwiesen. Nachdem der BGH durch seine Entscheidung jedoch der langjährigen Praxis,
durch einfache Mehrheitsbeschlüsse Regelungen der Gemeinschaftsordnung abändern zu
können, solange nur die Beschlüsse nicht angefochten wurden, einen Riegel vorgeschoben
hat, waren die Wohnungseigentümer und ihre Verwaltungen in das starre Korsett ihrer Ge�
meinschaftsordnung gezwungen. Änderungen, z.B. hinsichtlich der Kostenverteilung wa�
ren nunmehr nur noch durch Änderung der Gemeinschaftsordnung möglich, was grund�
sätzlich Allstimmigkeit voraussetzt.

Am 1.7.2007 trat daher das novellierte WEG in Kraft, welches neben zusätzlichen Be�
schlusskompetenzen für die Wohnungseigentümer die zwischenzeitlich vom BGH4 an�
erkannte Rechtsfähigkeit der Wohnungseigentümergemeinschaft in Teilbereichen, sog.
Teilrechtsfähigkeit, berücksichtigte.

HINWEIS

Die Zahl der Eigentumswohnungen wird derzeit auf ca. 5 Mio. geschätzt. Hieran er�
kennt man die Bedeutung des WEG bis heute.

B. Begriffe

Im Folgenden werden einige Begriffe erläutert, deren Verständnis für professionelles Ver�
walten von Wohnungseigentum unerlässlich ist.

I. Wohnungs- und Teileigentum

1. Wohnungseigentum

Das Gesetz gibt in § 1 Abs. 2 WEG eine Legaldefinition für den Begriff Wohnungseigen�
tum:

„Wohnungseigentum ist das Sondereigentum5 an einer Wohnung in Verbindung mit
dem Miteigentumsanteil an dem gemeinschaftlichen Eigentum zu dem es gehört.“

Dabei versteht man unter Wohnung die Summe der Räume, welche die Führung eines
Haushalts ermöglichen. Dazu gehören stets die Küche bzw. ein Raum mit Kochgelegenheit

3 BGH, Beschl. v. 20.9.2000 – V ZB 58/99 – NJW 2000, 3500 ff.
4 BGH, Beschl. v. 2.6.2005 – V ZB 32/05 – NJW 2005, 2061 ff.
5 Dazu unter S. 4.
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und Wasserversorgung, Ausguss und WC.6 Nebenräume wie Garage, Keller und Dachbo�
den können dazu gehören.

Die als Wohnung dienenden Räume müssen den Charakter als Lebensmittelpunkt, in
dem die grundlegenden menschlichen Bedürfnisse befriedigt werden können, aufweisen.
Ein Minimum an Fläche und Bewegungsfreiheit ist deshalb erforderlich. Dabei sollen 25 m2

Wohnfläche ausreichen.7 Eine Mindestwohnungsgröße ist jedoch gesetzlich nicht fi�
xiert.

Unter Räumen versteht man ein nach allen Seiten umschlossenes Gebilde, welches inner�
halb eines Gebäudes liegt.

Wie nachfolgend8 ersichtlich, haben aber beispielsweise PKW�Stellplätze keine Wände
und können daher dem Begriff des Raumes im vorgenannten Sinn nicht unterfallen. Des�
halb ist für den wohnungseigentumsrechtlichen Raumbegriff das Merkmal der Abgrenz�
barkeit entscheidend. Wie z.B. beim Grundstück, bei dem die äußeren Grenzen auch
nicht immer wahrnehmbar sind, sich die Grundstücksgrenzen aber aus dem Grundbuch
ergeben, ist es beim Wohnungseigentum ausreichend, dass sich aus dem Aufteilungs�
plan die Abgrenzung zu anderen Wohnungseigentumen oder zum Gemeinschaftseigen�
tum ergibt.9 Weiter ist erforderlich, dass sich die abgrenzbaren Bereiche in einem Ge�
bäude befinden. Daran fehlt es bei sich im Freien auf einem Grundstück befindlichen KFZ�
Stellplätzen, die daher auch nicht sondereigentumsfähig sein können.10

HINWEIS

Der Unterschied zwischen Wohnungs� und Teileigentum liegt also in der Frage, ob die
„Räume“ zu Wohnzwecken oder nicht zu Wohnzwecken genutzt werden können.

2. Teileigentum

Auch der Begriff Teileigentum ist im Gesetz erläutert:

„Teileigentum ist das Sondereigentum an nicht zu Wohnzwecken dienenden Räumen
eines Gebäudes in Verbindung mit dem Miteigentumsanteil an dem gemeinschaftli�
chen Eigentum, zu dem es gehört.“11

Räume sind ein nach allen Seiten umschlossenes Gebilde, welches innerhalb eines Gebäu�
des liegt.12

Wohnungs� und Teileigentum besitzen dieselbe Rechtsqualität. Daher gelten auch für
Teileigentum die Vorschriften über Wohnungseigentum, § 1 Abs. 6 WEG. Im Folgenden ist
mit Wohnungseigentum immer auch das Teileigentum gemeint.

TIPP

Entscheidend für die Abgrenzung zwischen Wohnungs� und Teileigentum ist nicht die
tatsächliche Nutzung als Wohnung oder Büro. Vielmehr kommt es ausschließlich auf die
bauliche Gestalt der Räume und der daraus resultierenden Zweckbestimmung in der

6 Nr. 4 der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift für die Ausstellung von Bescheinigungen gem. §§ 7 Abs. 4 Nr. 2 und
32 Abs. 2 Nr. 2 WEG, BAnz 1974, Nr. 58.

7 Ruge, S. 42.
8 Siehe S. 7.
9 Bärmann/Armbrüster, § 5 Rn. 14.

10 Allgemeine Meinung, vgl. Bärmann/Armbrüster, § 3 Rn. 23.
11 § 1 Abs. 3 WEG.
12 Siehe diese Seite oben.
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Teilungserklärung an.13 Die Wohnungseigenschaft geht daher auch nicht dadurch verlo�
ren, dass ein Wohnung oder einzelne Räume tatsächlich gewerblich genutzt werden.

HINWEIS

Die Bezeichnung Wohnungs� oder Teileigentum kann beim Kauf eines solchen Sonder�
eigentums von Bedeutung sein. Werden Räume, die nach der Teilungserklärung nur als
Teileigentum, also nicht zu Wohnzwecken genutzt werden dürfen, gleichwohl als Woh�
nung(seigentum) verkauft, ist das verkaufte Objekt mangelhaft und dem Käufer stehen
die gesetzlichen Mängelrechte zu.14

II. Sonder- und Gemeinschaftseigentum
Die Abgrenzung zwischen Sonder� und Gemeinschaftseigentum ist in der Praxis von er�
heblicher Bedeutung, so z.B. bei Fragen der Instandhaltung und Instandsetzung. Gegen�
stände des Sondereigentums muss der Sondereigentümer instand halten, für die Instand�
haltung der Gegenstände des Gemeinschaftseigentums sind mangels anderweitiger Rege�
lungen alle Wohnungseigentümer verantwortlich.

1. Sondereigentum

Der Begriff Sondereigentum ist zwar nicht definiert, sondern ergibt sich aus einer Ab�
grenzung zum Gemeinschaftseigentum.15 § 5 Abs. 1 WEG erläutert immerhin, dass zum
Sondereigentum bestimmte

„Räume sowie die zu diesen Räumen gehörenden Bestandteile des Gebäudes, die ver�
ändert, beseitigt oder eingefügt werden können, ohne dass dadurch das gemeinschaft�
liche Eigentum oder ein auf Sondereigentum beruhendes Recht eines anderen Woh�
nungseigentümers über das nach § 14 zulässige Maß hinaus beeinträchtigt oder die äu�
ßere Gestaltung des Gebäudes verändert wird“,

gehören.

HINWEIS

Sondereigentum ist der Oberbegriff für Wohnungs� und Teileigentum.

a) Inhalt des Sondereigentums

Sondereigentum ist echtes Alleineigentum i.S.d. § 903 BGB. Deshalb kann der Sonderei�
gentümer mit seiner Wohnung nach Belieben verfahren, soweit nicht das Gesetz oder
Rechte Dritter entgegenstehen.

§ 5 Abs. 4 Satz 1 WEG bestimmt, dass

„Vereinbarungen über das Verhältnis der Wohnungseigentümer untereinander […]
zum Inhalt des Sondereigentums gemacht werden“

können. In Betracht kommen hier Vereinbarungen, die den Gebrauch des Sondereigen�
tums oder die Kostentragung regeln, sowie die Einräumung von Sondernutzungsrech�
ten. I.d.R. erfolgt dies durch die Gemeinschaftsordnung.

13 Palandt/Bassenge, § 1 WEG Rn. 1.
14 Vgl. BGH NJW 2004, 364.
15 Vgl. die §§ 1, 3, 5 und 8 WEG.
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Beispiel
. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
Folgende Gebrauchsregelung kann sich in der Gemeinschaftsordnung befinden:

„§ … Zweckbestimmung

Das Haus ist als Wohn� und Geschäftshaus erstellt. Die einzelnen Wohnungen dürfen
auch als Büros oder Praxen für Freiberufler (Rechtsanwälte, Steuerberater etc.) genutzt
werden, solange hierdurch keine negativen Auswirkungen für die übrigen Wohnungen
entstehen …“

.....................

Durch die Eintragung dieser Vereinbarung im Grundbuch werden sie zu dinglichen oder
grundstücksgleichen Rechten, mit der für den Praktiker vor allem interessanten Folge, dass
diese Regelungen bei Übertragung des Eigentums automatisch für den Sonderrechtsnach�
folger gelten, § 10 Abs. 3 WEG.

Beispiel
. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
Verkauft der Wohnungseigentümer GLÜCKLICH seine Eigentumswohnung an den Käu�
fer NEUREICH, so gelten nunmehr für NEUREICH die Regelungen der Gemeinschaftsord�
nung, da sie als Inhalt seines Sondereigentums, also der gekauften Wohnung, im Grund�
buch eingetragen sind und dieser Inhalt stets auf den neuen Eigentümer übergeht.

.............

Wird eine Vereinbarung getroffen, ohne sie im Grundbuch eintragen zu lassen, so gilt
sie nur zwischen den die Vereinbarung schließenden Eigentümern. Verkauft einer dieser
Eigentümer seine Wohnung, geht die Vereinbarung nicht automatisch auf den Käufer
über, denn dies ist im Gesetz nur für im Grundbuch eingetragene Vereinbarungen vorgese�
hen. Der Käufer kann sich jedoch z.B. im Kaufvertrag bereit erklären, in die Vereinbarung
einzutreten. Dann gilt sie auch für ihn.

Beispiel
. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
Bei Gründung der Wohnungseigentümergemeinschaft haben die damaligen Eigentü�
mer eine Nutzungsordnung für das gemeinschaftliche Schwimmbad vereinbart. Danach
darf das Schwimmbad nur von 8:00 Uhr bis 20:00 Uhr benutzt werden. Diese Regelung
wurde auf einem DIN�A�4�Blatt formuliert, das von jedem Eigentümer unterzeichnet
wurde. Nach 5 Jahren verkauft der Eigentümer GLÜCKLICH an den Käufer NEUREICH.
NEUREICH ist Frühaufsteher und schwimmt jeden Morgen um 6:00 Uhr seine 500 m.
Die übrigen Eigentümer sind hierüber erbost und verweisen auf die Nutzungsordnung.
Zu Recht erklärt NEUREICH, dass diese für ihn nicht gelte, da er die Vereinbarung nicht
geschlossen hat und ihr auch nicht durch den Kaufvertrag oder sonstige Erklärung bei�
getreten ist. Damit kann NEUREICH auch außerhalb der Nutzungszeiten Schwimmen ge�
hen. Natürlich nur soweit er keinen anderen Eigentümer in von diesem innerhalb eines
geordneten Zusammenlebens nicht mehr hinnehmbarer Weise stört.

....................................

b) Gegenstände des Sondereigentums

Gegenstände des Sondereigentums sind die nach § 5 WEG sondereigentumsfähigen
Räume und deren Bestandteile. Sie werden in der Gemeinschaftsordnung ausdrücklich
genannt, beschrieben und gekennzeichnet und so dem Gemeinschaftseigentum entzogen
und zu Sondereigentum.

5Tank



1 Kapitel 1 Von der Wiege bis zur Bahre

06_kap01.xml (110066.fmt), Seite 6 von 56, 04-07-11 12:20:01

Beispiel
. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
In Gemeinschaftsordnungen finden sich u.a. solche Regelungen:

„§ … Gegenstand des Sondereigentums

Zum Gegenstand des Sondereigentums gehören die in Teil … bezeichneten Räume so�
wie die zu diesen Räumen gehörenden Bestandteile des Gebäudes, die verändert, besei�
tigt oder eingefügt werden können, ohne dass hierdurch das gemeinschaftliche Eigen�
tum … über das nach § 14 WEG zulässige Maß hinaus beeinträchtigt wird. In Ergänzung
hierzu wird festgelegt, dass zum Sondereigentum gehören:

• der Fußbodenbelag und der Deckenputz der im Sondereigentum stehenden Räume,

• die nicht tragenden Zwischenwände,

• der Wandputz, die Wandverkleidung sämtlicher zum Sondereigentum gehörender
Räume, auch soweit diese Wände nicht zum Sondereigentum gehören,

• die Sanitäreinrichtungen wie Badewanne, Dusche, Waschbecken, WC,

….“

.............................................

Was nicht ausdrücklich als Sondereigentum bestimmt ist, ist Gemeinschaftseigentum.

HINWEIS

Gegenstände, die zwingend im Gemeinschaftseigentum stehen, weil sie z.B. der Sicher�
heit und/oder dem Bestand des Gebäudes dienen, wie z.B. Außenfenster und �türen,
können nicht wirksam zu Sondereigentum erklärt werden. Eine solche Regelung ist we�
gen Verstoßes gegen zwingendes Recht nichtig.

Zum Sondereigentum sollen nach h.M. auch Versorgungsleitungen für Wasser und Ab�
wasser, Gas, Strom und Heizung, je ab Übergang der Leitungen in die Räume des Sonderei�
gentums gehören.16 Einschränkend ist zu beachten, dass Leitungen etc., die derart in das
Gesamtsystem integriert sind, dass die Reparatur oder der Ausbau zur Unterbrechung des
Gesamtsystems führt, nicht sondereigentumsfähig sein können.17

Beispiel
. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
Heizkörper einer Wohnung sind sondereigentumsfähig, nicht aber die Heizkörper�
ventile, weil letztere – auch wenn sie sich wie die Heizkörper in den Räumen des Son�
dereigentums befinden – der Verbindung zur gemeinschaftlichen Heizanlage dienen.18

Gleiches gilt für Gegensprechanlagen. Die in den Wohnungen befindlichen Sprech�
stellen können nur dann Sondereigentum sein, wenn ihr Funktionieren nicht Vorausset�
zung für das Funktionieren der übrigen Anlage ist.19 Eine Gastherme, die lediglich die
Wohnung mit Wärme versorgt, in der sie sich auch befindet, ist sondereigentumsfä�
hig.20 Rauchwarnmelder befinden sich zwar ebenfalls im Sondereigentumsbereich.

........................

16 OLG Köln NZM 2003, 641.
17 Schmidt, ZMR 2005, 670; Bärmann/Armbrüster, § 5 Rn. 82.
18 OLG Hamm NJW�RR 2002, 156; OLG Stuttgart ZMR 2008, 243.
19 OLG Köln NZM 2002, 865.
20 BayObLG NJW�RR 2000, 1032.
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Sind sie jedoch aufgrund Beschlusses der Wohnungseigentümergemeinschaft ange�
bracht worden, gehören sie zwingend zum Gemeinschaftseigentum, da sie der Sicher�
heit des Gebäudes dienen.21

.........

c) Sonderfall: PKW�Stellplätze

Einzelgaragen sind wegen vorhandener Wände und Decken Räume im eigentlichen Sin�
ne22 und können damit sondereigentumsfähig sein.

Stellplätze in einer Sammelgarage sind aufgrund fehlender Abgrenzung nicht räumlich
begrenzt und können damit eigentlich nicht im Sondereigentum stehen. Hier hilft § 3
Abs. 2 Satz 2 WEG weiter. Danach gelten auch Sammelgaragenstellplätze als abgeschlos�
sene Räume, „wenn ihre Flächen durch dauerhafte Markierungen ersichtlich sind.“ Damit
können eingezeichnete oder durch andersfarbige Pflasterung kenntlich gemachte Stell�
plätze in einer Sammelgarage zum Sondereigentum zählen.

Befinden sich die Stellplätze auf einem nicht überdachten Garagenoberdeck oder dem
Dach eines Gebäudes, kann wiederum Sondereigentum begründet werden, wenn eine
dauerhafte Markierung vorhanden ist. Es gilt auch in diesen Fällen die Ausnahmeregel des
§ 3 Abs. 2 Satz 2 WEG.23

An Stellplätzen auf dem übrigen Grundstück kann mangels Raumeigenschaft kein Son�
dereigentum begründet werden und zwar auch dann nicht, wenn eine dauerhafte Markie�
rung vorhanden wäre. Es fehlen z.B. die bei einer Sammelgarage vorhandenen äußeren
Wände und Decken. Möglich ist hier jedoch das Einräumen von Sondernutzungsrech�
ten.

Bei sog. Duplexparkern ist Sondereigentum nach der Rechtsprechung nicht am einzelnen
Parkplatz, aber am gesamten Doppelparker möglich.24

2. Gemeinschaftseigentum

Gemeinschaftseigentum ist

„das Grundstück sowie die Teile, Anlagen und Einrichtungen des Gebäudes, die nicht
im Sondereigentum oder im Eigentum eines Dritten stehen.“25

a) Inhalt des Gemeinschaftseigentums

Das Gemeinschaftseigentum steht allen Wohnungseigentümern grundsätzlich entspre�
chend ihren Miteigentumsanteilen zu. Dies bezeichnet man als Inhalt des Gemein�
schaftseigentums. Daraus folgt, dass die „Nutzungen des gemeinschaftlichen Eigen�
tums“ den Wohnungseigentümern gemeinsam zustehen (§ 16 Abs. 1 WEG), genauso wie
sie die „Lasten des gemeinschaftlichen Eigentums sowie die Kosten der Instandhaltung,
Instandsetzung, sonstigen Verwaltung und eines gemeinschaftlichen Gebrauchs“ zu tra�
gen haben (§ 16 Abs. 2 WEG). Dementsprechend ordnet § 20 Abs. 1 WEG die gemein�
schaftliche Verwaltung durch die Wohnungseigentümer an.

21 AG Ahrensburg BeckRS 2009, 06562.
22 Vgl. oben S. 3.
23 OLG Hamm NJW�RR 1998, 516 f.
24 OLG Jena Rpfleger 2005, 309; Palandt/Bassenge, § 3 WEG Rn. 8; Sondereigentumsfähigkeit bejahend dagegen

Hügel/Scheel, Teil 1 Rn. 38 m.w.N.
25 § 1 Abs. 5 WEG.
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HINWEIS

Das Vermögen der Wohnungseigentümergemeinschaft gehört nicht zum Gemein�
schaftseigentum, sondern bildet eine hiervon getrennte Vermögensmasse, die dem Ver�
band der Wohnungseigentümer gehört. Am Gemeinschaftsvermögen haben die Woh�
nungseigentümer daher keine Mitberechtigung. Sie sind vielmehr lediglich Mitglieder
des Verbandes, dem das Vermögen gehört.26

b) Gegenstand des Gemeinschaftseigentums

§ 1 Abs. 5 WEG regelt, was Gegenstand des Gemeinschaftseigentums ist, also was
zum Gemeinschaftseigentum gehört:

„Gemeinschaftliches Eigentum […] sind das Grundstück sowie die Teile, Anlagen und
Einrichtungen des Gebäudes, die nicht im Sondereigentum oder im Eigentum eines
Dritten stehen.“

Außerdem gehören nach § 5 Abs. 2 WEG zum Gemeinschaftseigentum

„Teile des Gebäudes, die für dessen Bestand oder Sicherheit erforderlich sind, sowie An�
lagen und Einrichtungen, die dem gemeinschaftlichen Gebrauch der Wohnungseigen�
tümer dienen“,

denn sie

„sind nicht Gegenstand des Sondereigentums, selbst wenn sie sich im Bereich der im
Sondereigentum stehenden Räume befinden.“

Weiter können nach § 5 Abs. 3 WEG die Wohnungseigentümer vereinbaren, „dass Be�
standteile des Gebäudes, die Gegenstand des Sondereigentums sein können, zum ge�
meinschaftlichen Eigentum gehören.“ Umgekehrt geht das jedoch nicht.

TIPP

Die Gegenstände, die im Gemeinschaftseigentum stehen, lassen sich durch Subtrak�
tion ermitteln. Gemeinschaftseigentum ist das Gesamteigentum an Grundstück und
Gebäude abzüglich der im Sondereigentum stehenden Gegenstände.27

Zum gemeinschaftlichen Eigentum gehören:

• Grundstück, bebaut und unbebaut,

• Terrassen,

• ebenerdige KFZ�Stellplätze im Freien, Carports,

• tragende Wände, Decken und Böden,

• Trittschalldämmung, Estrich,

• Außenwände, �fassade, �fenster, �jalousien, �türen und Wohnungsabschlusstüren,

• Rollläden, Fenstergitter,

• Balkonaußenwände, �decken, �platten einschließlich Isolierschicht,

• Kamine, Schornsteine,

26 Hügel/Scheel, Teil 4 Rn. 47.
27 Staudinger/Rapp, § 1 WEG Rn. 43.

8 Tank



B. Begriffe 1

06_kap01.xml (110066.fmt), Seite 9 von 56, 04-07-11 12:20:01

• Müllschlucker,

• Hauptver� und Entsorgungsleitungen bzw. �kabel, jeweils bis zum Übergang der An�
schlussleitungen in die Räume der Sondereigentumseinheiten,

• Verbrauchserfassungsgeräte wie Wasserzähler und Heizungskostenverteiler,

• Zugangsräume wie Flure etc., die zu im Gemeinschaftseigentum stehenden Räumen,
wie dem Heizungskeller, führen,

• Hausflur, Treppenhaus, Aufzug.

c) Sonderfall: Sondernutzungsrecht

Anders als bei den bisher erläuterten Begriffen gibt es für das Sondernutzungsrecht keine
gesetzliche Definition.

aa) Begriff

Nach allgemeiner Ansicht sind Sondernutzungsrechte

• zum Gemeinschaftseigentum gehörende Flächen und Bestandteile,

• an denen einzelne Wohnungseigentümer die Befugnis besitzen,

• sie unter Ausschluss der übrigen Wohnungseigentümer zu nutzen.28

Sondernutzungsrechte bestehen häufig an

• Gartenflächen,

• Terrassen,

• im Freien liegenden KFZ�Stellplätzen,

• Dach� und Speicherräumen.

bb) Einräumung

Sondernutzungsrechte können nur durch Vereinbarung aller Wohnungseigentümer
eingeräumt werden. Eine Einräumung durch Beschluss ist mangels Beschlusskompetenz
nicht möglich.29 Mit Eintragung im Grundbuch wird das Sondernutzungsrecht zum In�
halt des Sondereigentums. Der Sondernutzungsberechtigte, also derjenige Wohnungsei�
gentümer, dem das Sondernutzungsrecht eingeräumt wurde, erhält eine eigentumsähn�
liche Rechtsposition.30

HINWEIS

Das Sondernutzungsrecht kann nur einem Wohnungseigentümer, nicht aber einem
Dritten, wie z.B. einem Mieter, eingeräumt werden.31

Bei Teilung durch einen Bauträger steht häufig noch nicht fest, welcher Sondereigen�
tumseinheit ein Sondernutzungsrecht eingeräumt werden soll. In solchen Fällen werden in
der Gemeinschaftsordnung zunächst die Flächen bezeichnet, an denen Sondernut�
zungsrechte bestehen soll. Damit werden die übrigen Wohnungseigentümer von der Be�

28 BGH NJW 2000, 3500.
29 OLG Düsseldorf NZM 2003, 767.
30 Bärmann/Wenzel, § 13 Rn. 74.
31 BGH NJW 1979, 548 f.
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nutzung ausgeschlossen. Zusätzlich wird dem Bauträger das Recht eingeräumt, die Son�
dernutzungsrechte mit einem bestimmten Sondereigentum zu verbinden.

Beispiel
. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
In einer Wohnungseigentumsanlage mit 20 Wohnungen gibt es 20 Tiefgaragenstell�
plätze. Der Bauträger will abwarten, ob überhaupt jeder Käufer einer Wohnung auch
einen Stellplatz erwerben will oder gegebenenfalls ein Wohnungseigentümer mehrere
Stellplätze kaufen will. In der Gemeinschaftsordnung können die Stellplätze bereits als
Sondernutzungsrechte bezeichnet werden. Zusätzlich ist dann zu regeln, dass zunächst
der Bauträger nutzungsberechtigt ist und ihm das Recht zusteht, die Sondernutzungs�
rechte anderen Eigentümern zuzuweisen.

.....................

Das Zuweisungsrecht hat der Bauträger, solange er noch Eigentümer mindestens einer
Wohnung ist. Die Zuweisung der Sondernutzungsrechte erfolgt dann ohne die Zustim�
mung der übrigen Eigentümer und dinglich Berechtigten, weil das Zustimmungsrecht
schon durch die Regelung in der Gemeinschaftsordnung dem aufteilenden Bauträger zu�
gewiesen ist.

Alternativ können die Sondernutzungsrechte bereits vollständig begründet und mit ei�
ner einzigen Sondereigentumseinheit verbunden werden. Verkauft der Bauträger dann
die übrigen Sondereigentumseinheiten, kann er von der Einheit, der die Sondernutzungs�
rechte zugeordnet sind, jeweils ein Sondernutzungsrecht abtrennen und mit der zum Ver�
kauf anstehenden Einheit verbinden. Auch hier ist weder die Zustimmung der übrigen
Wohnungseigentümer noch der dinglich Berechtigten notwendig.

TIPP

Bei der Alternative, die die bereits begründeten Sondernutzungsrechte einer bestimm�
ten Sondereigentumseinheit zuordnen, muss der Bauträger genau diese bis zum end�
gültigen Verkauf aller Einheiten behalten. Welche Einheit aber bis zum Schluss übrig
bleibt, ist in der Praxis bei der Beurkundung der Teilungserklärung nicht immer leicht zu
beurteilen.

Ist keine der vorgenannten Alternativen vorgesehen und wird dem Bauträger nur das
Recht eingeräumt, nachträglich Sondernutzungsrechte zu begründen, ist weiterhin die
Zustimmung der dinglich Berechtigten erforderlich.32

TIPP

Der Bauträger sollte darauf achten, dass die Sondernutzungsrechte in der Gemein�
schaftsordnung bereits gebildet werden. Nur so kann er die Zustimmung Dritter vermei�
den.

cc) Umfang

Der Umfang des Sondernutzungsrechts bzw. das Recht des Sondernutzungsberechtigten,
die ihm zur ausschließlichen Nutzung überlassene Fläche zu gebrauchen, reicht soweit, wie
es ihm eingeräumt ist. Ist keine Beschränkung erfolgt, kann es beliebig benutzt werden.
Grenze ist hier, wie beim Sondereigentum auch, § 14 Nr. 1 WEG. Der Sondernutzungsbe�

32 BayObLG ZMR 2005, 300.
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